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Anlage 4 zur GRDrs 844 / 2009
Stellenschaffung zum Stellenplan 2010
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	320 0202

	Amt für öffentliche Ordnung

	A 11
	
	Sachbearbeiter(in)
	1,00
	-
	Kein zusätzlicher Aufwand aufgrund Stellenstreichung



1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer Sachbearbeiterstelle (100 %, Bes. Gr. A 11) bei der Dienststelle „Gewerbe- und Gaststättenrecht“, Aufgabenbereich „gewerbliches Spielrecht“, des Amts für öffentliche Ordnung.
2
Schaffungskriterien

Die Schaffung dieser Stelle ist notwendig, um Spielhallen, Internetcafes, Gaststätten und andere Gewerbebetriebe zu überwachen, die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zum gewerblichen Spielrecht durchzusetzen sowie illegale Spielclubs zu untersagen oder deren Einrichtung zu verhindern. 

Im Rahmen der Beratung der GRDrs 456 / 2008 hat der Verwaltungsausschuss am 18.02.2009 vom geltend gemachten Stellenbedarf Kenntnis genommen.
Im Ausgleich für die vorgeschlagene Stellenschaffung wird beim Amt für öffentliche Ordnung zum Stellenplan 2010 die Planstelle 320 0401 182 (Bes. Gr. A 8, 100 %, Ausländerbehörde) gestrichen, vgl. Streichungsvorlage.
3 Bedarf

3.1
Anlass
Überwachung und Maßnahmen gegen illegale Geldspielgeräte
Da ein weiterer Aufschub von Maßnahmen mit Blick auf die Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung nicht mehr vertretbar war, wurde im April 2008 mit Maßnahmen zur Bekämpfung des illegalen Glückspiels begonnen. Zusammen mit der Polizei wurden im Rahmen von sechs Schwerpunktaktionen insgesamt 104 Objekte z. T. mehrfach kontrolliert. Bei den durchgeführten Kontrollen in den Spielhallen, Gaststätten und sonstigen Betrieben (bspw. Internetcafes, illegalen Wettbüros) wurden bislang 190 „Fun Games“ festgestellt. Darüber hinaus wurden in den Betrieben 441 sonstige Verstöße gegen Vorschriften des gewerblichen Spielrechts sowie andere sicherheitsrechtliche Vorschriften festgestellt und entsprechende verwaltungs- sowie bußgeldrechtliche Verfahren eingeleitet. Die Zahlen belegen, dass auf Grund des jahrelangen bestehenden Kontroll- und Vollzugsdefizits auf dem Gebiet des gewerblichen Spielrechts partiell nahezu rechtsfreie Räume entstanden sind. Sofern nachhaltig keine rechtskonformen Zustände hergestellt werden können, ist nach einer Korrespondenz des Wirtschaftsministeriums mit der Landeshauptstadt Stuttgart mit einer förmlichen Anweisung zu rechnen. Es zeigte sich, dass bei nachhaltigem Überwachungsdruck und zeitnahen behördlichen Entscheidungen die Zahl der in den Gewerbebetrieben aufgestellten „Fun Games“ sinkt. 
Der Umgehung der gesetzlichen Vorgaben zum gewerblichen Spielrecht und den damit verbundenen sozialen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen kann nur durch konsequente, nachhaltige behördliche Kontrollen begegnet werden. Die Überprüfung der Betriebe darf daher nicht nur anlassbezogen, sondern muss auch durch Präventivkontrollen in einem systematischen, verkürzten Turnus durchgeführt werden, da gerade der gewerbliche Spielsektor raschen Veränderungen unterliegt. Zum 31.12.2008 gab es 62 Spielhallen und rund 3000 Gaststätten in Stuttgart. Für die kommenden Jahre zeichnet sich ein erheblicher Zuwachs bei den Spielhallen ab. Allein in 2008 nahm die Gewerbe- und Gaststättenbehörde in 31 Baugenehmigungsverfahren bzgl. der Einrichtung oder Erweiterung von Spielhallen Stellung. 

Um einen nachhaltigen Überwachungsdruck aufbauen und erhalten zu können sind jährlich mindestens 200 Kontrollen notwendig. Zu berücksichtigen ist, dass in einer Vielzahl der Fälle im Anschluss an die Kontrollen weitergehende, aufwändige Verwaltungsverfahren erforderlich sind, die nicht nur zeitintensiv sind, sondern wegen der erheblichen finanziellen Interessen der Gewerbetreibenden auch aufwändige Rechtsmittelverfahren nach sich ziehen. 

Illegale Spielclubs und sonstige Formen des Glückspiels / gewerblichen Spiels

In Hinterzimmern, Kellerräumen, Privatclubs und ähnlichen der Öffentlichkeit weitgehend unzugänglichen und vor polizeilichen Zugriffen geschützten Räumlichkeiten bilden sich – i. d. R. getarnt als ausländische Kulturvereine –  Spieler- und Zockerclubs, wobei aus Verschleierungsgründen die Adressen wechseln. Dabei wird gegen eine Vielzahl von Rechtsvorschriften verstoßen, insbesondere gegen das Verbot illegalen Glücksspiels, das Gaststättenrecht, den Jugendschutz. Die Kontrollen und Maßnahmen werden mit dem Polizeipräsidium Stuttgart und der Staatsanwaltschaft koordiniert. 

Hinzu kommen ständig neue Varianten des gewerblichen Spiels und illegalen Glücksspiels, die eine ständige, intensive Auseinandersetzung mit der Materie erfordern, um mit notwendigen behördlichen Maßnahmen zeitnah und problemorientiert reagieren zu können. So ist beispielsweise seit Anfang 2006 in Stuttgart eine ständige Zunahme sog. „Pokerturniere“ zu verzeichnen. 
Private Wettbüros
Kurz vor Jahresende 2007 wurde der neue Glücksspiel-Staatsvertrag ratifiziert, wonach die Durchführung von Sportwetten in Deutschland auch weiterhin dem staatlichen Monopol unterliegt (Odd-Set-Wetten). Damit erfolgte die vom Bundesverfassungsgericht 2006 geforderte Neuregelung für den Glücksspielsektor. Der Erlass von Untersagungsverfügungen gegen die Betreiber privater Wettbüros obliegt in Baden-Württemberg zentral dem Regierungspräsidium Karlsruhe. Gemäß § 16 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrags zum Glückspielwesen in Deutschland (AGGlüStV) wirken die Ortspolizeibehörden (hier: das Ordnungsamt) nach Weisung des Regierungspräsidiums Karlsruhe an der Umsetzung des Glückspielstaatsvertrags mit. Dies bedeutet, dass nach einer vom Regierungspräsidium Karlsruhe verfügten Untersagung eines illegalen Wettbetriebs durch das Ordnungsamt zeitnah zu überprüfen ist, ob der Betrieb unzulässigerweise – ggf. unter einem neuen Betreiber – weitergeführt wird. Allein in 2008 musste das Ordnungsamt in 48 Fällen tätig werden. 
Internetcafes

In Stuttgart gibt es rund 100 Internetcafes. In diesen Betrieben werden häufig auch spielhallentypische Unterhaltungsspiele und illegale Glücksspiele angeboten. Dabei ist zu beachten, dass daneben auch die als jugendgefährdend geltenden „Ballerspiele“ bzw. Gewalt verherrlichenden Spiele angeboten werden. In der Regel besteht im Gegensatz zu Spielhallen, wo der Aufenthalt von Personen unter 18 Jahren nicht zulässig ist, weder eine Zugangsbeschränkung noch eine Zugangskontrolle. 

Nach einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 09.03.2005 benötigt ein Gewerbetreibender, der in seinen Räumen Computer aufstellt, die sowohl zu Spielzwecken als auch zu anderen Zwecken genutzt werden können, dann eine Spielhallenerlaubnis nach § 33i Abs. 1 Satz 1 GewO, wenn der Schwerpunkt des Betriebs in der Nutzung der Computer zu Spielzwecken liegt.

Die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere auch der Jugendschutzbestimmungen und der Erlaubnispflicht derartiger Einrichtungen, kann nur durch regelmäßige und engmaschige Kontrollen sichergestellt werden. 
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die in 2008 durchgeführten Maßnahmen konnten nur durch kurzfristige personelle Umschichtung unter Zurückstellung anderer wesentlicher Pflichtaufgaben, hauptsächlich zulasten der Bekämpfung illegalen Wirtschaftens und der Schwarzarbeit, durchgeführt werden. 
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffung

Ein konsequentes, zeitnahes und nachhaltiges Vorgehen gegen Zuwiderhandlungen im gewerblichen Spielrecht wäre nicht im erforderlichen Umfang möglich. Neben dem Imageschaden für die Stadt („Sicheres Stuttgart“) wäre auch mit der weiteren Zunahme der Spielsüchtigen im Stadtgebiet zu rechnen. Damit sind erhebliche Folgekosten verbunden (Behandlungs- und Beratungsbedarf, Arbeitsunfähigkeit der Betroffenen usw.). Ergänzend wird auf die GRDrs. 725 / 2006, 242 / 2007 und 456 / 2008 und den Bericht im Sozial- und Gesundheitsausschuss am 27.04.2009 hingewiesen.
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